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Die AfD will die EU schrumpfen

Parteichef Lucke: Die EU steht für Zentralismus, Bürokratie und weniger Freiheit

ppl. ASCHAFFENBURG, 26. Januar. Mit scharfen Angriffen auf die „Altparteien“ und die EU hat die Alternative für Deutschland (AfD) auf ihrem Parteitag in Aschaffenburg den Europawahlkampf eingeläutet. Dabei wurde deutlich, dass die vor einem Jahr als Antieurobewegung gegründete Partei ihre Positionen erweitert. Parteichef Bernd Lucke kritisierte Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) als „Chamäleon“. Sie passe sich ihren jeweiligen Partnern an, mal den EU-Ländern, mal den Banken, jetzt der SPD. Merkel sei eine sozialdemokratisierte Kanzlerin. Die Europäische Union stehe für Zentralismus, Bürokratie, weniger Freiheit und Entmündigung, sagte Lucke. Es gebe ein großes Demokratiedefizit in der EU, es fehle an Gewaltenteilung, und die Kommission betreibe Überregulierung.

Der Euro-Rettungsfonds ESM sei kein Ausdruck von europäischer Solidarität mit der Rekordzahl an Arbeitslosen in Südeuropa oder den Armen in Osteuropa, sondern bewirkte eine „Umverteilung von Mitteln der einfachen Sparer und Steuerzahler zur Deckung der Verluste von Banken und institutionellen Finanzinvestoren“, kritisierte der Hamburger Ökonom. Die AfD wolle die europäischen Errungenschaften bewahren, den Binnenmarkt, den freien Verkehr von Waren, Kapital und Personen sowie die friedliche Nachbarschaft. Scharf kritisierte Lucke Ansätze zu einer zentralen Wirtschaftsregierung in Brüssel. Die Lösung der Euro-Krise liege nicht in „mehr Europa“, sondern in mehr Demokratie, mehr Verantwortung und mehr Subsidiarität, sagte er. Deutschland müsse den Mut haben, auch seine eigenen legitimen Interessen nachdrücklicher zu vertreten. Lucke wurde von den Delegierten am Samstag zum AfD-Spitzenkandidaten gewählt.

Auf den zweiten Platz der Europaliste kam Hans-Olaf Henkel, der frühere Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI). Henkel betonte, dass er nicht die Meinung der Großindustrie vertrete. Der Euro spalte Europa. Für Südeuropa sei der Eurowechselkurs zu stark, dort produziere er Arbeitslosigkeit; für Deutschland sei der Euro zu schwach. Deutschland könne austreten und aufwerten, „dann gewinnen wir an Kaufkraft“. Sparer und Rentner würden wieder mehr Zinsen bekommen, sagte Henkel. Die FDP, die er lange unterstützte, habe in der Euro-Rettungspolitik versagt, weil sie die Prinzipien der Marktwirtschaft, der Haftung und der Subsidiarität vergessen habe.

Auf den dritten Platz wählten die Delegierten den baden-württembergischen AfD-Landesvorsitzenden Bernd Kölmel, einen Referatsleiter des Landesrechnungshofs in Stuttgart. „Die EU-Strukturen sind aufgebläht“, sagte Kölmel dieser Zeitung. Er sehe ein Sparpotential von 10 bis 20 Prozent im Jahresbudget von 130 Milliarden Euro. Die Zahl der EU-Kommissare von gegenwärtig 28 könne um ein Drittel abgebaut werden. Auch die CSU fordert aktuell eine Schrumpfung der Kommission. Auf den fünften Platz der AfD-Liste wählten die Delegierten mit großer Mehrheit den Tübinger Ökonomen Joachim Starbatty. Er sei „ein begeisterter Europäer“, habe aber gegen die Euroeinführung geklagt, weil eine falsche Währungskonstruktion Europa spalte, sagte Starbatty. Der Maastricht-Vertrag sei gebrochen worden, das Prinzip der Subsidiarität werde missachtet. „Mit fremder Leute Geld kann man recht großzügig sein“, kritisierte er die Brüsseler Politiker. Nach Umfragen haben die Eurokritiker Chancen auf einen Einzug ins Europaparlament. Die AfD liegt in bundesweiten Befragungen bei 4 bis 5 Prozent. Eine am Sonntag veröffentlichte Emnid-Umfrage sah die AfD sogar bei 7 Prozent, die FDP nur bei 3 Prozent.
